
 

 
 
 
 
 
 
 
Bundesministerium für Digitales und Verkehr 
Robert-Schumann-Platz 1 
 
53175 Bonn 
 
 
 
 
 
 
 

Stellungnahme BRV zum Entwurf der Novellierung der StVZO 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend erhalten Sie unsere Stellungnahme zum Entwurf der Novellierung der StVZO. 
Ergänzend haben wir einige Kommentare/Anmerkungen/Fragestellungen vermerkt, die sich 
aus häufiger wiederkehrenden Problemen/Unklarheiten in der Praxis zu den jeweiligen 
Punkten ergaben/ergeben. 
 
Zu §4, Erteilung der Betriebserlaubnis, Abschnitt 3: 
Bei der Erteilung einer Betriebserlaubnis auf Basis eines Gutachtens/Einzelabnahme durch 
einen amtlich anerkannten Sachverständigen einer Technischen Prüfstelle oder einem 
Unterschriftsberechtigten eines Technischen Dienstes (z.B. von Importfahrzeugen aus den 
USA) gibt es immer wieder Fälle, dass diese Fahrzeuge mit Bereifung ohne entsprechende 
europäische Typengenehmigung verbaut sind (in Einzelfällen die verbauten Reifengrößen 
auch für den europäischen Markt gar nicht hergestellt werden) oder direkt messende 
Reifendruckkontrollsysteme besitzen, die auf einer Sendefrequenz von 315 MHz arbeiten 
(dies ist in Europa eine vom Militär/der NATO verwendete Frequenz, deren Nutzung und 
Inverkehrbringung streng untersagt ist). Dies stellt den Fahrzeugbesitzer und den 
Reifenfachhandel immer wieder vor rechtliche Probleme. 
Wie kann abgesichert werden, dass Fahrzeuge mit solchen Systemen/Bauteilen keine 
Betriebserlaubnis erhalten?  

Zu §44, Absatz (4): 
Sind neben der hier angeführten „POR“ – Kennung auch andere nach UN-R 54 (Punkt 
3.1.12) zulässige/definierte Kennzeichnungen/Markierungen für „Spezialreifen“ zulässig, wie 
„MPT“, „ML“, oder „ET“? Falls ja, sollten diese ergänzt oder auf „Spezialreifen“ verwiesen 
werden.  
Wie wird in diesem Zusammenhang „historische Fahrzeuge“ genau definiert? Gemäß 
UN-R 117, Punkt 1.1.7 (demnächst Erstzulassung vor 01.10.2000)? Gilt dies dann auch für 
C2 und C3-Reifen und zugeordnete Fahrzeugklassen? Oder generell, wenn die 
Erstzulassung mehr als 30 Jahre zurückliegt (gemäß §12 und FZV, §2, Nummer 22) und nur 
in Verbindung mit der „H“ -Kennzeichnung? 
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Für „historische Fahrzeuge“ sind gemäß UN-R 30 (C1-Reifen und zugeordnete 
Fahrzeugklassen) auch keine typgenehmigten Reifen erforderlich. Diese Ausnahme gibt es 
in der UN-R 54 (C2/3 Reifen) jedoch nicht. Gibt es für historische Fahrzeuge der Klassen 
N2+3, M2+3 sowie O3+4 keine Ausnahme bzgl. der Verwendung von typengenehmigten 
Reifen (nach UN-R 54)? 
 
Anmerkung: Die „FRT“-Kennzeichnung (Free Rolling Tyre) gemäß UN-R 54 kennzeichnet 
Reifen, die speziell für Anhänger/Auflieger konzipiert sind. In der Vergangenheit wurden 
Reifen mit dieser Markierung, zum Beispiel auf Vorder-/Lenkachsen, bei BAG/BALM-
Kontrollen als „unzulässig“ erklärt. Bei anderer Gelegenheit (zum Beispiel im Rahmen der 
SP) nur als „Empfehlung“ gewertet. 
Wie ist dies rechtlich einzuordnen? 
 
Zu §53, §54, §55 in Verbindung mit Anlage 3., Teil A Allgemeines, Abschnitt 2.3: 
Bei der Typengenehmigung eines Fahrzeuges werden in Bezug auf die Geräusch- bzw. die 
Abgasemissionen in der Regel „Standard-Reifen“ (sprich „Sommerreifen“) herangezogen 
(Beispiel WLTP-Prüfung).  
Werden in der Folge zum Beispiel Winter-/Ganzjahresreifen oder auch andere „Standard-
Reifen“ (mit abweichender/schlechterer Geräuschemissions- bzw. Energieeffizienzklasse) 
eingesetzt, weisen diese oftmals ein höheres Geräuschemissionsniveau bzw. einen 
schlechteren Rollwiderstands-Beiwert auf (wohlgemerkt in den zulässigen Grenzen der 
Typengenehmigung nach UN-R 117). 
In vielen Fällen sind Winter-/Ganzjahresreifen in der zur Typengenehmigung des 
Fahrzeuges herangezogenen Klassifizierung gar nicht verfügbar. 
Wir gehen davon aus, dass typengenehmigte Neureifen und runderneuerte Reifen hier 
weiterhin uneingeschränkt zulässig sind. 
 
Zu §65, Absatz (2):  
Gemäß UN-R 142, Punkt 5.2.3.2.4 sind bei Fahrzeugen die mit Geschwindigkeits-
begrenzern ausgerüstet sind, ein Geschwindigkeitsindex der Bereifung zulässig, der der 
begrenzten Höchstgeschwindigkeit entspricht. D.h., wie hier angegeben, dass für 
Kraftomnibusse der Geschwindigkeitsindex „J“ (entspricht 100 km/h) und für entsprechende 
Nutzfahrzeuge „G“ (entspricht 90 km/h) zulässig ist.  
 
Frage: Da ein Betrieb dieser Fahrzeuge ohne die vorgeschriebene 
Geschwindigkeitsbegrenzungseinrichtung nicht gestattet ist, ist dann noch ein Hinweis auf 
die maximale zulässige Höchstgeschwindigkeit der Bereifung erforderlich, falls die 
bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeuges höher ist? 
 
Zu Anlage 14, Abschnitt 6.1 
Als einer der Hauptgründe für die erforderliche Novellierung der StVZO wird die Anpassung 
an geltendes EU-Recht genannt. 
Die Anforderungen bzgl. des einheitlichen Reifentyps auf einer Achse (nach VO(EU) 
458/2011, Punkt 2.2 und in der Folge UN-R Nr. 141, Punkt 5.2.1.2) wurden/werden in vielen 
EU-Nachbarstaaten (z.B. F, ES, PT) stringent umgesetzt, jedoch nicht in den nationalen 
(deutschen) Bestimmungen. Dies führte/führt vor allem im grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr immer wieder zu Bußgeldern und sogar Fahrzeugfestsetzungen, wenn 
Fahrzeuge (den deutschen Bestimmungen entsprechend) mit unterschiedlichen Reifentypen 
auf einer Achse ausgerüstet waren/sind. 
Auch in Hinblick auf die technische Entwicklung bei Kraftfahrzeugen in Bezug auf teil- oder 
vollautonomes Fahren und die hierzu essentiell erforderliche optimale 
Wirksamkeit/Leistungsfähigkeit von Fahrerassistenzsystemen, ist es weder reifen- noch 
sicherheitstechnisch nachvollziehbar*, warum in Anlage 14, Abschnitt 6.1 erneut wieder eine 
Ausrüstung einer Achse mit unterschiedlichen Reifentypen ausschließlich für Fahrzeuge mit 
einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit > 120 km/h vorgeschrieben werden soll. Damit 
wären wieder viele Fahrzeuge der Klassen M3, N2+3 sowie O ausgenommen. Dies sollte in 
jedem Fall korrigiert werden. 



Seite 3 von 3 
 

Aus unserer Sicht sollte die Vorgabe für alle (mehrspurigen) Fahrzeuge mit einer 
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit > 40 km/h verpflichtend sein. 
 
* die Verwendung unterschiedlicher Reifentypen auf einer Achse kann durch 
unterschiedliche Durchmesser/Abrollumfänge, Einfederungsverhalten, Schräglaufwinkel und 
Haftungseigenschaften (Unterschiede Sommer-/Winter-/ 
Ganzjahresreifen, verschiedene Auslegung von Standard- bis Sport-Reifen, 
Traktionseigenschaften) zu unterschiedlichem Fahrverhalten und ungewollter Lastverteilung 
(bei zwillingsbereiften Achsen) der Bereifung führen. 
 
Generelle Anmerkung:  
Wie werden die bisherige 

• Richtlinie zur Begutachtung von Luftreifen 

• Richtlinie zur Instandsetzung von Luftreifen 

• Richtlinie für das Nachschneiden von Nutzfahrzeugreifen  

eingebunden? 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 

Geschäftsführer Technik 
 
 




